
einschlie{ßlich der 1964 beschlossenen verantwortlichen Imperialismus, un: ine andere, die den Abzug aller Aaus-
Elternschaft. Eın Sondergebiet 1St die Ausarbeitung eiınes wärtiıgen Mächte AausSs Südostasien ordert. Der radıkale
praktischen Handbuches tür christliche Sozialethik 1im Kern der Resolution 1St die Forderung, daß 1n erster Linıe
asıatıschen Miılieu mM1t Anleitung ZUuUr Bildung landwirt- der Frieden 7zwıschen der Regierung in Saıgon un der
schaftlıcher Kooperatıven, Kleinindustrie 1n Dorfnähe südvıetnamıschen Freiheitsfront auszuhandeln sel. Nıcht
un Sparkassengründungen. An der Spitze der Projekte gerade eın Zeichen für polıtischen Realismus! Der Ma{fßs-
Z Steigerung der christlichen Präsenz steht der Ausbau stahb tfür diese nregung 1St die Bejahung des revolutionÄä-
der Massenkommunikationsmittel, ımmer möglıch Ten Nationalismus als der einzıgen Kraft, die die Völker

Asıens Aaus ıhren tradıtionalistischen Gesellschaftsordnun-iSt, un die Belieferung bestehender Sendeanlagen MIt
christlichem Film- un Hörmaterial. SCh befreien AA

Es ware aber verfehlt, anzunehmen, die EACC se1 miıtAÄngesiıchts dieses Projektes hat die Konterenz MmM1t Be-
dauern festgestellt, da{(ß den füntf katholischen dieser polıtischen Grundsatzhaltung einer akuten Not-
Beobachtern eın Asıate WAaTl. Dies annn teilweise darautf wendiıgkeit erlegen. Der erwähnte Thomas hat
zurückzuführen se1n, dafß bei den Katholiken Südost- soeben in deutscher Übersetzung vier Vortrage veröftent-
asıens, besonders be] der Hierarchie, noch weni1g ökume- licht, die 1965 ın Edinburgh über das Thema gehalten
nısches Interesse entwickelt ISt. Möglicherweise sieht 11a  — hat 35  Te christliche AÄAntwort auf die asıatische Revolu-
auf katholischer Seıite auch MI1 Bedenken die Zunahme t1ıon  D (SO die wörtliche Übersetzung). Der deutsche Buch-
revolutionärer Phraseologie unte den protestantischen titel lautet: „Asıen un seine Christen 1n der Revolution“
Missionskirchen. Von da Aaus könnte dıe Weiterentwick- (Theologische Exıistenz Nr 145, Chr. Kauiser, München
lung der ökumenischen Zusammenarbeit nachhaltig be- 1968, 105 Angesichts der beklagenswerten Unkennt-
troften werden. nN1s über diese Revolution, die summariısch als „kommu-

nıstisch“ abgetan wird, sind die Analysen elınes Soziolo-
Auswirkungen des Vietnamkrieges SCH, der als Asıate 1n Asıen die Geschichte dieser Revolu-

ti1on die Weißen aut hre Hıntergründe verfolgt,
VO  e großem Wert nıcht LLUL für Mıssıonare. Er erklärt dieZunächst wırd der Generalsekretär, Kyan Than,

eın 211e Aaus Burma, bisher stellvertretender Sekretär, also AausSs der Begegnung mMi1t der westlichen Zivilisation un:
voll eingearbeitet, das Erbe VO Pfarrer Nıles überneh- dem Evangelium entstandenen Studien des asıatischen
inen. Die gesamtpolitische Lage 1m asıatischen Raum wird Nationalısmus, der N1ıCAHT mıiıt dem europäischen verwech-
ıhm größte Vorsicht auferlegen. Denn die Entscheidung selt werden dürfe: und macht darauf aufmerksam, daß
über die Mıssıon wird leider VO rıeg Viıetnam M1t- schon die Zweıte Ostasıatische Christliche Konterenz 1959
bestimmt. Es könnte ıch bewahrheiten, w 4S General- in Kuala Lumpur 1ine Theologie der asıatıschen Revolu-
sekretär Eugene Blake bei seiner Amtsübernahme 1966 tıon entfaltet habe > 24 Er persönliıch ylaubt, da{fß
unumwunden erklärt hatte: Wenn die USA miıt ıhren S1€e ine Vorbereitung auf das Evangelıium sel, und be-
Bomben ın Vıetnam sıegen, 1St die Mıssıon 1n Asıen gC- gründet das AUS dem Aufbrechen der tradıitionalistischen
scheitert. S50 weıt konnte die Vietnam-Resolution der Biındungen durch die Sikularisation un: die Entdeckung
Konferenz VO Bangkok nıcht gehen, da S1€e gespalten 1St der persönlichen Dımensiıon individueller un kollektiver
1n die Meınung, alle Schuld komme VO chinesischen Exıstenz.

Dokumentation

Das Polenmemorandum des Bensberger reises
Am März zuyurde ınm Oonn VO:  s der Polenkommission des Vorwort
Bensberger Kreıses „Eıin Memorandum deutscher Katho-
I;:hen den polnisch-deutschen Fragen“ veröffentlicht. Die Unterzeichner dieses Memorandums polnisch-deutschen
Von seıten des Zentralkomitees der deutschen Katholiken Fragen sprechen weder Iur alle Deutschen noch für alle Katho-

lıken, S1e siınd Bürger der Bundesrepublik Deutschland, undebenso WLLE DVDO seıten der Deutschen Bischofskonferenz sS1e siınd Katholiken, S1e sprechen tür sich selbst und für alle,hatte MNa  ® sıch his 7uletzt einen Kompromiß bemüht, die iıhren Überlegungen und Vorschlägen beizustimmen bereıtdem auch dıe batholischen Vertriebenenorganisationen sind. Ihr Motıv 1St die Sorge den Frieden. Der ber
hätten ıhre Zustimmung geben hönnen. Nachdem ”Z7I0P1- sowohl die Versöhnung der beiden Völker w 1e eine VO eıden
malıge Kontakte 7zayıschen Mitgliedern des Bensberger bejahte gerechte und solidarısche Ordnung ihrer Beziehungen

Oraus.Kreıses und Vertretern der Vertriebenen ergebnislos SC-
blieben a  , Iud Aschermittwoch, den Februar, Am Oktober 1965 wurde mIt Zustimmung des „Rates der
der neugewählte Präsident des Zentralkomitees, Dr Evangelischen Kırche 1ın Deutschland“ die enkschrıift „Die

Lage der Vertriebenen un das Verhältnis des deutschen VolkesBeckel, Vertreter der Vertriebenen und des Bensberger
Kreıses einem gemeinsamen Gespräch ein, dem auch seinen östlichen Nachbarn“ veröffentlicht: S1e Wr von der
der Leiter des Katholischen Büros ın Bonn, Weihbischof „Kammer der EK  S tür öftentliche Verantwortung“ AauSSC-

arbeitet worden. Dazu nahm die Synode der EvangelischenTenhumberg, teilnahm. uch dieses Gespräch verlief} ohne Kirche 1n Berlin-Spandau 1m März 1966 Stellung, indem s1eErgebnis. Wır veröffentlichen den Wortlaut des Memo- der Denkschrift 1n iıhren entscheidenden Inhalten zustiımmte.
randums mıLE freundlicher Genehmigung des Matthias- Die Reaktion der deutschen Katholiken auf diese Stellung-
Grünewald-Verlages, ın dem dieses Mıtte A als Bro- nahme 1n der Schwesterkirche War vieltfältig. Der polnischeschüre erschienen ıst Episkopat veröftentlichte während der etzten Sess:on des Kon-
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1ıls ın Rom 18 November 1965 seınen Brief die deut- uns mehr, als der deutsche Katholizismus angesichts des
schen Bischöfe. Die deutschen Bischöte an  en De- turchtbaren Unrechts, das der natıonalsozialistischen
zember 1965 Durch diesen Briefwechsel hat die evangelische Herrschaft den Polen begangen wurde, nıcht den Mut und
Denkschrift für das Gespräch der Katholiken erhebliches Ge- die Kraft aufgebracht hat, 1ın einer Weiıse protestieren, die
ıcht erhalten. Das vorliegende Memorandum möchte sich über jede Diplomatie und polıtische Berechnung hinaus dem
nıcht 1im einzelnen miıt der polıtischen und theologischen Argu- Schicksal] der Opfter verecht geworden ware.
mentatıiıon der Denkschrift befassen. ohl ber wollen seine Als Christen haben WIr NEeEUuU verstehen, daß das Heiıl, autf
Vertasser und Unterzeichner sıch dem Dank anschließen, den das siıch der christliche Glaube 1n Hoffinung richtet, nıiıcht AaUSs-
die polnıschen Bischöfe der Inıtıatıve evangelischer Christen schliefßlich privat gemeınt 1St. Dıie Proklamation dieses Heiles
ausgesprochen und den die deutschen Bischöfe S1e weıterge- rachte Jesus 1n tödlichen Konflikt mit den öffentlichen Mäch-
geben en Sıie erklären sıch mnI1t der Absıcht der Denkschrift ten seliner Zeit Dieser Konflikt begleitet die Christen durch die
solidarisch, dıe als Veröffentlichung der „Kammer der Geschichte. Die christliche Heilsbotschaft bezieht sıch in ıhren
für öftentliche Verantwortung“ eınen anderen Charakter zentralen Verheißungen Versöhnung, Gerechtigkeit, Friede
tragt. uch autf die weltverändernden Kriäfte der jeweıligen Gesell-
Der Deutsche Katholikentag 1966 1n Bamberg wollte sıch die schaft Im 1enste dieser Botschaft 1St den Christen aufgetragen,
Impulse des II Vatıkanischen Konzıils eigen machen und 1n kritischer und befreiender Weiıse öffentliche Verantwortung
seıne Beschlüsse auf die. deutschen Verhältnisse und Aufgaben übernehmen. Dıie Verheißungen des Evangeliums sind nıcht
hın durchdenken. In dıesem Zusammenhang steht ıne Erklä- 1Ur als ein terner Horizont relig1öser Erwartungen VCI-

rung, die VO Arbeitskreis Politik einhellig gebilligt und auf stehen, lıegt ıhnen vielmehr der Imperatıv zugrunde, S1E
der Schlußkundgebung beitällıg aufgenommen wurde. An ihrer den Bedingungen geschichtlicher Gegenwart wırksam
Formulierung Sprecher katholischer Vertriebenenorga- machen. Diese politische Verantwortung der Christen 1ISt keine
nısatıonen beteiligt. Die folgenden Sitze daraus selen hier 1nNs Frage der Opportunıität, sondern Kernstück ihrer Heilsverant-
Gedächtnis gverufen: „Das Konzıil hat jeden Katholiken und WOrtung. S1e 1St eın Krıterium ihrer Wahrhaftigkeit.die Kıirche eınes jeden Volkes gerufen, einer Friedensord- Diıe Versöhnung miıt Polen stellt einen solchen Prüftstein dar
NUuNns 1n Wahrheit, Gerechtigkeit und Freiheit mitzuarbeiten. Wır WIissen, da{fß dle Dınge 1m lıegen; WIr wissen auch,
So suchen die deutschen Katholiken Aaus Zanzcm Herzen daß weıte Kreıse autf beiden Seıten ine Besserung wünschen.
des unıversalen Gemeinwohls aller Völker wiıllen ıne CUuU«C Die Christen ollten ufgrund der Universalıtät und Unbe-
un: CNSC Partnerschaft allen iıhren achbarvölkern, auch dingtheit iıhres Willens ZUur Versöhnung 1n der Lage se1n, freı
ZU polnischen Volk Die deutschen Katholiken, die den VO]  3 friedensfeindlichen Ideologien die Inıtiatıve ergreifen.
VOTL dem Gemeinwohl aller Völker un eıner Friedens- Sıe dürfen nıcht durch die Tabus des STALUS QUO gebunden se1ın
ordnung vertretbaren Rechten des eigenen Volkes festhalten, Sie ollten die EerSLenN Schritten
versichern teierlich, sıch MIt allen Kräften dafür einzusetzen, Dıie Enzykliken und Friedensinitiativen Johannes’ und
dafß das eutsche Volk die nationalen Exıiıstenzrechte des Pauls VAl.. insbesondere ber die „Pastoralkonstitution ber die
polnischen Volkes respektiert. Wır sınd uns schmerzlich bewußfßit, Kırche 1n der elt VO heute“ des I1 Vatikanischen Konzıils
dafß uch eutsche Politiker 1n der Vergangenheit diese Rechte S1IN! eın Gewissensappell die Katholiken, als Schrittmacher
des polnıschen Volkes als Handelsobjekt tür fremde oder der Versöhnung wırksam werden. In jedem Lande mu{fß
eigene Interesse angeboten und benützt haben Sollten edoch dieser Aufruft 1n eine ernsthafte ÄAnstrengung den konkre-
SO Gedanken 1n uNnserem wieder auftauchen, werden ten Frieden 1mM Bereich der eigenen SpannungenWIr iıhnen bereits 1n ıhren Anfängen energısch wehren.“ werden. Das macht notwendig, nüchtern den Ursachen des
Schon vorher traten sıch und Maı 1966 1n Bensberg Unfriedens nachzugehen und die konkreten geschichtlichen.bei öln Freunde der kırchlichen Friedensbewegung DPax Möglichkeiten tür den Frieden erkennen und UzZzen:
Chrıstı, die sıch dort ZUuU „Bensberger Kreıis“ zusammenschlos-
SCH, für den Bereich unNnserer deutschen politischen Verant- IL Belastungen des polnisch-deutschen Vérhältnisses-
WOrLuUnNg Konsequenzen A US den Appellen des Konzıils
zıiehen. Es wurde anderen eiıne Kommission ebildet MILt Dıie Ereijgnisse der Jüngsten Geschichte, die das olnisch-
dem Auftrag, eın Memorandum den polnisch-deutschen eutsche Verhältnis schwer belasten, brauchen nıcht 1im einzel-
Fragen erarbeiten. Naturgemäls trug dıe Arbeıt dieser Kom- NCN dargestellt werden: jeder wache Zeıtgenosse ISt siıch
mission eiınen vertraulichen Charakter. wurden der iıhrer bewußt. werden sıch beıde Völker darüber klar Se1N:
Vorsitzende der deutschen Bischofskonterenz und das General- mussen, da{fß die Täter schneller VErgSECSSCH als die Opfter. Den:
sekretariat des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken VO  $ Opfern sind die Ereignisse der Jüngsten Vergangenheit 11-
dieser Absicht unterrichtet. Das andert natürlıch nıchts daran, wärtig; ıcht unmıittelbar Betroffene haben eıne andere eit-
daß das Memorandum in eigener Verantwortung der Unter- rechnung. Somıiıt 1St angebracht, die Ereignisse wen1gstens
zeiıchner erscheıint. ährend der Vorarbeiten dem 1er VOTL- kurz CNNECN.

gelegten exXt fand neben anderen Kontaktgesprächen Am 1 September 1939 eröftnete Deutschland Hıt-
Aprıl 1967 1n Limburg ein Treften MIt Vertretern der katho- ler den Angriffskrieg Polen eın lan sah VOT, die
lischen Vertriebenen-Verbände In weıteren Begegnungen Armee des Landes nıederzuwerfen, seine Intelligenz Uu-
zwischen Wel Delegationen und 28 Februar 1968 wurde rotten, die übrigen Polen beherrschen, degradıeren und

deklassieren, die katholische Kırche unterdrücken, dender Entwurf dieses Memorandums besprochen. Allerdingswurde 1ın wesentlichen Fragen keine Übereinstimmung erzielt. polnischen Staat lıquidieren. Diıeses Programm 1St 1n CT -
Wır hoffen, dafß dieses Memorandum einer fairen Diskussion schreckendem Ausma{fß verwirklicht worden. Auschwitz der
dient. Name steht symbolisch für den schrecklichsten Aspekt jenes

Programms lag und lıegt 1n Polen Auch dıe Leiden die das
Versöhnung polnische Volk während des deutsch-russıschen Krıieges ZUEerSt

als Etappe un: Hiınterland, dann 1n den etzten Stadien als
Die deutschen Katholiken sınd mMI1t der Mehrheit des polnischen Durchmarsch- und Kriegsgebiet erlıtt, siınd durch die eutsche
Volkes durch die Zugehörigkeit derselben Kırche verbun- Aggression bedingt, ebenso der Gebietsgewınn der
den Daraus erwächst iıhnen ıne besondere Aufgabe, ZUuUr Ver- Lasten Polens, den Hıtler 1939 konzediert hatte un tür den
söhnung des polnischen und deutschen Volkes beizutragen. Es dıe SOowJetunion I Februar 1945 1n Jalta und Au-
bedrückt Uuns, dafß WIr Uu1ls nıcht schon viel trüher 1in aller ZuUSLt 1945 in Potsdam die Zustimmung ihrer Allıierten e1INn-
Offentlichkeit den Friıeden miıt Polen bemührt en und holte.
daß damıt auch die wertvollen Anstöße Einzelner ihrer Wır- Diıiesen Belastungen, die dem polnischen Volk gegenwärtig sınd,
kung weıitgehend eraubt wurden. Dieses Versiumnıis edrückt steht der Verlust der deutschen Ostgebiete gegenüber. Zwar
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S1IN! fur iıh unmittelbar und formell die Sıegermächte erant- Geschichtsbild ıne unumgängliche Voraussetzung der
wortlich: ber abgesehen VO  3 dem durch die KRussen ın Besıtz ersten Schritte der Annäherung, noch kann sein Fehlen denen,
NOMMENEN nördlichen Teil VO!  } Ostpreußen Polen die die  iese chritte nıcht gehen möchten, überzeugende echt-
Ausführenden und die Nutznießer dieser Beschlüsse. Der Lat- fertigungen tür iıhr Zögern jefern.
sächliche Verlust der Oder-Neiße-Gebiete trat die Deutschen Fıne schwerwiegende historische Hypothek kann und mu{l Je-
als Natıon. Er ENLZOS ıhnen einen beträchtlichen 'Teil ihres doch beschleunigt abgetragen werden: Im deutschen Bewußltsein
Staatsgebietes und iıhres kulturellen und wirtschaftlichen In ISt Polen selten als vollgültiger Staat akzeptiert und sind die
bensbereiches. Von diesem natiıonalen Verlust sind diıe einstigen Polen oft nıcht als olk worden. Ihr
Bewohner besonders betroften. Sıe, die der deutschen Ag- Gebiet hat 11a  w nıcht selten als „Siedlungsraum“ der Deutschen
Zression und den Verbrechen des Nationalsozialismus nıcht betrachtet und beansprucht. Auch sind weiterhin Reste jenes
mehr und nıcht weniger beteiligt als die übrigen Deut- verhängnisvollen Vorurteıils eines „west-östlichen Kulturgetäl-

les  < vorhanden. Ehe WIr nıcht die tradıtionelle eutsche Über-schen, sahen siıch teils überstürzter Flucht genötigt, teils
wurden s1e 1n kürzester Friıst vertrieben. Nur eın leiner est heblichkeit vegenüber den Polen überwunden haben, können
blieb zurück und wurde geduldet. Die übrigen verloren ihre WIr nıcht CrWAarten, daß die Polen ihrerseits ıhre Vorurteile
Heimat, ihren Besitz und ihren Beruf. S1e mußten iın den Auf- revıdıieren. Wenn uns VO!]  3 polnischer Seıite eın Geschichtsbild
nahmegebieten schwierige Jahre durchstehen, bis sS1e 1ine Woh- entgegengehalten wird, das uUuls undıfterenzierter sein
Nung und 1MmM beruflichen Gefüge der Gesellschaft einen Platz scheint, als heutige Kategorien und Methoden der Geschichts-
gefunden hatten. Zwar wurden sie durch den Lastenausgleich wissenschaft nahelegen, das VOTr allem AUS der Rückprojek-
weni1gstens teilweise materiell entschädigt und 1mM Verlauf des t1on nationalpolitischer Kategorien iın ine elit entsteht, 1ın
wirtschaftlichen Aufstiegs durch persönliche Energıie 1n die der nationale Motive noch nıcht oder 1Ur 1n Ansiätzen wirksam
Wirtschaft, 1ın die Bevölkerung und 1n den Staat der Bundes- 9 wird eın solches Geschichtsbild Aaus den angedeute-
republik Deutschland integriert, doch zeıgt dıe Statistik, daß ten Erfahrungen verständlich Darum annn es nıcht unmittel-
ihre Verluste bislang nıcht voll aufgeholt sind: für viele VO: bar, sondern 11Ur 1im Zusammenhang MmMit diesen Erfahrungen
ıhnen sınd S1ie nıemals mehr einzuholen. Wır Deutschen haben und dem Aaus ihnen erwachsenen, durch den nationalsozialisti-
den Verlust Ostdeutschlands als Amputatıion empfunden. Dıie schen Überfall wachsamer Schärte neubelebten Mißtrauen
Vertriebenen haben ihre Heımat verloren: S$1e besonders ken- ANSCHANSCH werden. Dem jungen Trauma der Heımatvertrie-
neCnNn die Landschaften des deutschen Ostens, lieben S1e und ihre benen, das verstehen WI1Ir jeden ZzUuU Gespräch bereiten Polen
Kultur, S$1e repräsentieren diese 1n ihrer Exıstenz und 1n ıhren bitten mussen, entspricht Jjenes sehr viel altere Miıfstrauen 1mM
Erinnerungen noch heute. Sıe empfanden sich als entwurzelt, Bewußtsein der Polen Beıides kann NUur durch AÄnderung des
un viele VO ıhnen haben diese Empfindung nıcht verloren; gegenseıtigen Verhaltens und durch NCUEC gemeınsame Ertfah-
s1ie haben Dorge die geschichtliche Kontinuität ıhrer Ex1- Tungscnh überwunden werden.
N:  9 und s1e enken dabei nıcht 1Ur ıhre Väter, sondern Das Bild, das INa sich 1n weıten reisen der polnischenauch ihre Enkel Oftentlichkeit VO'  ; der Nachkriegspolitik der BundesrepublikDie schwersten Leiden wurden den Polen 1n den Jahren 1939 macht, erwelst sıch als weıtere Belastung. Polen, ber das Wel-
bis 1945 zugefügt, in einer Zeıt, deren letzte Phase Jahre mal der Krıeg hinweggegangen 1St, das viel größere materielle
zurückliegt. Das Unrecht, das die Vertriebenen erlitten haben, Einbußen überwiınden hatte und auch 1n den neuen West-
begann VOT Jahren. Beide Belastungen siınd noch nıcht Ver- gebieten ıne 0/9 zerstorte oder demontierte Industrie
gyangenheit geworden, also bislang nıcht Aaus$s dem Kontakt vorfand, ebt SOZUSASCH noch niher Krıeg. Der ÄAggressorunmittelbarer menschlicher Erfahrung gelöst, sondern Gegen- und Verlierer dagegen, der das Unheil angezettelt hat, das
WAart. nıcht NUur über Polen, sondern er ganz Europa gekommen ist,
Weder der Versöhnung der Völker noch der Zukunft iıhrer erlebt miıt westlicher Hıiılfe einen nellen Wiederautbau. Seit
Staaten ist gedient, wenn S$1e Schuldkonten gegeneinander auf- 1955 baut 12 Kürze eıne NCUEC Armee auf: die Regierung der
rechnen. Dem Frieden dient vielmehr, wWenn jede Seite sich Bundesrepublik Deutschland bemüht sıch Miıtbestimmung
bemüht, nıcht leicht wagen, W as sie SCIN vergäße. S0 1n der Atomwaflenstrategie, W as weıter 1n der Siıcht der
werden WIr Deutsche uns n haben, daß die 1mM Namen Polen N1Uur als iıne Etappe autf dem Weg ZU Besitz VO!  3
Deutschlands Polen NntiternOomMMeENeEN Verbrechen n tomwafiten der ZUr Verfügung über s1e betrachtet werden
ihrer totalen Ziele, n ihres SIAUSAaLl kalt geplanten, at- konnte. Diese Bundesrepublik 1St allem der einzıge Staat,
lıch verfügten und organısıerten Terrors, I1 der Degradıie- der dle Integrität des VO  —; Polen bewohnten Gebietes 1ın Frage

stellt. Man nımmt die wiederholten Gewaltverzichtserklärun-rung und Deklassierung der Polen undn iıhrer verheeren-
den Folgen, denen die Vertreibung der Deutschen celbst SCH ZUuU Kenntnıis. ber das Gefühl, bedroht se1n un!: irgend-
gehörte, VO:  3 solcher Art sınd, daß jeder Versuch VO!] Gegen- Wann miıt einem Gewaltakt der Deutschen rechnen
rechnungen erstumme muß müussen, bestimmt die Vorstellungen, die INa sich vielfach noch
Auch für die weıter zurückliegende Geschichte der olnısch- immer VO! der Politik der Bundesrepublik Deutschland macht.
deutschen Beziehungen ISt das Aufrechnungsverfahren - Der Abbau VO:! test 1n der Geschichte verankerten Barrıeren
fruchtbar. Hıngegen wird das gegenseılit1ge Verständnis £Sr- 1St eın schwieriges und langwieriges Vorhaben. Es stellt alle
dern, WE diese Geschichte nach Kräften geklärt wird. Dabei Beteilıgten hohe moralische Anforderungen und nötıgt ihnen
wird eutlich werden, da{fß s$1ie keineswegs mit einer Chronolo- Anstrengungen 1b
z1e der Zusammenstöße identisch, sondern ebenso ıne Ge-
schichte truchtbarer Nachbarschaft und kultureller Gemeiin- il Das Problem der Oder-Neiße-Gebietesamkeit ISt.
ber ware unrealistisch, wollten WIr die Hypotheken ber- Politisch gesehen, 1St das drängendste Problem, welches dem
sehen, die das polnisch-deutsche Verhältnis VO|  3 der Geschichte außeren und inneren Frieden zwischen Deutschen und Polen
her elasten. Wenn WIr unXns dennoch dieser Stelle nıcht ein- sSOWw1e einer wechselseitigen Kooperatıon zwıschen ihnen ent-
gehend MIt ihnen befassen, ın der Erkenntnis, daß INan AUuUSs gegensteht, das der früher deutschen Gebiete jenseıits VO]  3 der
der Geschichte der Jahrhunderte War Einsichten gewınnen und Neiße Viele Bürger der Bundesrepublik meınen, MIt den
kann, we. die Verwicklungen der Gegenwart besser Ver- wiederholten Erklärungen sowohl der Bundesregierung als auch
stehen lassen, nıcht ber politisch oder echrtlich zwıngende der Vertriebenenverbände ber den Gewaltverzicht se1l das
Argumente abzuleiten Crma$s. Wenn die beiden Völker gelst1g VO unNnserer Seite zunächst Mögliche Diese Erklärungenund politisch auteinander zugehen wollen, wird den und sind das können WIr bestätigen gemeınt.Aufgaben ihrer Historiker gehören, sich 1n getrennter un: BC- ber WIr mussen uns der polnischen Gegenfrage stellen,
meınsamer Forschung übereinstimmende Vorstellungen VO: denn die Bundesrepublik, wenn die GewaltverzichtserklärungenGang der Geschichte emühen. ber weder 1sSt eın gemeın- nehmen seilen, iıhnen nıcht die Anerkennung der CMN-
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wärtig bestehenden territorialen Verhältnisse zwischen Deutsch- Den Frieden gewinnen wird dadurch nıcht unbedingt —

and und Polen folgen lasse; se1 bekannt, daß der leichtert, denn zwischen den Staaten und Völkern fehlen über-
polnische Staat und die polnische Natıon diese Gebiete, die veordnete Instanzen, welche ein allgemeın anerkanntes Völker-
eine notwendiıge Lebensgrundlage für s1e yeworden se1en, aut recht ZUuUr Beendigung VO:  } Kriegen schaftfen, anwenden und
friedlichem Wege nıcht zurückgeben würden und auch nıcht durchsetzen können. Infolgedessen sınd nach einem Kriege die
zurückgeben könnten. Beteiligten etztlich auf sıch selbst verwiesen. Sıe mussen den
Diese Gegenfrage 1St nıcht leicht nehmen. Wıe die politische Frieden auf einer Rechtsbasis herstellen, die S$1e selbst akzep-
Wirklichkeit zeıgt, werden zumal 1mM Atomzeitalter tieren. Miıt ihren Forderungen, Rechtsbehauptungen und Ver-
Gewaltverzichte tast ZUrFr Selbstverständlichkeit. Hat INa nıcht wahrungen unterliegen s1e dem Zwang ZUr Eınıgung un
ohnehin Vertrauen dem Partner, der sS1e abgibt, sıch, das heißt dem Zwang ZU) politischen Kompromiß. Bleibt
INnad  - zusätzliche Sicherheiten oder Garantıen, bevor INa  - siıch die Einigung AausS, fixieren sich die eingetretenen Macht-
autf so Erklärungen verläißt. Daß nach allem, W as 1mM Z we1- verhältnisse.
ten Weltkrieg geschehen ist, die Polen dieses Vertrauen uns Die Völkerrechtsordnung ist verglichen miıt innerstaatlichen
nıcht haben und Iso greifbare Sicherheiten dafür verlangen, Rechtsordnungen, durchaus fragmentarisch und VOT allem
da{fß sich bei u15 eın anderes Verhältnis ihnen elbst, ıhrem gesichert. Ihr Bestand hängt nahezu ganz VO] dem Rechts- und
Staat und ihrer Kultur durchgesetzt hat, als S1e 1n der Ver- Friedenswillen der beteiligten Staaten ab Wer bewußrt und
gangenheit eriIahren haben, mussen WIr verstehen und akzep- mutwillig AausSs ihr ausbricht, Ww1e Deutschland un Hitler
tieren. Für die Polen kommt noch hinzu, da{flß kein anderer n hat, verletzt nıcht 1Ur einzelne Rechte, sondern stellt die
Staat als die Bundesrepublik den gegenwärtigen territorialen Völkerrechtsordnung überhaupt 1in Frage und damıit b1s-
Status Polens 1N Frage stellt, auch nıcht uUuNseITec Verbündeten. lang anerkannte und ıh: cselbst schützende Rechte ufs Spiel.
Muß daher nıcht die Aufrechterhaltung VO Forderungen nach Nach einem solchen Friedensbruch mussen die Friedensordnung
den renzen VO  ; 1937 durch die Bundesrepublik bei gleich- und die wechselseitige Achtung des Rechts erst NCUu hergestellt
zeitiger Gewaltverzichtserklärung den Polen entweder als werden;: S1C können nıcht eintach VvorausSgeSeTZT, postuliert
politisch iıllusiıonär der als 1ne Unaufrichtigkeit erscheinen, der Sar ZUr Rechtfertigung der eigenen Forderungen VOTIT-
die S1e ZUr Skepsıis berechtigt? wendet werden. Der Friede muf(ß dann den Bedingungen
In dieser Situation haben WIr uns prüfen, W as WIr tun ST wieder werden, denen errei  Anr f
können, dem Frieden und der Versöhnung 7zwischen Polen Das iSt die Wiırklichkeit, WI1e s1e nicht einer besonderen
und Deutschen dienen. Machtlage, sondern A4Aus$s dem Charakter der Völkerrechts-
Der Wiıderstand ıne einseıitige Anerkennung der 1945 ordnung, die labıl und ungesichert 1st, folgt Die Entwicklung
ohne die Mıtwirkung des besiegten Deutschland geschaftenen der internationalen Beziehungen geht dahın, diese Labilität
territorialen Verhältnisse wurzelt bei vielen Deutschen, 1NS- überwınden: ber die Schritte 1n dieser Rıchtung sind Jlang-
besondere auch bei vielen Vertriebenen, nıcht in politischer Samn, und Forderungen, Deklamationen und Entschließungen
Engstirnigkeit oder einem aggressiven Nationalismus. Viel- einzelner Staaten können noch nıcht für anerkanntes Recht
mehr gehen sıe VO':!  3 einer Auffassung Aa die sıch LWa tol- werden. Wır mussen, W C111 WI1Ir nüchtern und recht-
gendermaßen charakterisieren aßt FEın dauerhatter Friede lich denken, diese Lage als Ausgangspunkt für ine Friedens-
könne I1LUT auf der Grundlage des Rechts, nıcht ber Miıfß- regelung akzeptieren; sind die Folgen der Hitlerschen
achtung des Rechts zustande kommen. FEıne solche Miıfßachtung Wahnsinnspolitik, tür die WIr damıt einzustehen haben; S1E
des Rechts se1 ın der Vertreibung VO:  ; Miıllionen Deutschen Aaus$s hat VOT em 1M ÖOsten jede Art VO  - Rechtsbindung MItTt Füßen
ihrer angestammten Heımat sehen und 1n der einse1t1g VO]  -

den Alluerten verfügten Lostrennung eines erheblichen e1ls Dıie Anerkennung dieser Lage bedeutet nicht, daß NSCIC Re-
des deutschen Staatsgebietes, die VOTr jeder Regelung 1n eiınem gıerung nıcht bemüht seıin soll, die politischen Nachteile, die

das eutsche Volk treften, möglichst 1in renzen haltenFriedensvertrag „vollendete Tatsachen“ geschaffen habe. Dieses
Geschehen Hinblick auf die bestehende Machtlage durch ber s1e bedeutet ıne doppelte Einsicht: einmal, dafß NSer«c

ıne vorbehaltlose Anerkennung O legitımıeren, se1 keın Bei- Regierung fur jede Art der Friedenspolitik und Friedens-
trag ZU Frieden und Z Versöhnung; denn der Zirkel des regelung einen sehr weıten politischen Handlungsspielraum
Unrechts werde dadurch nıcht durchbrochen. Eher se1 daraus braucht, der nıcht durch einseıitige Rechtsbehauptungen vorab
das Entstehen eines deutschen Nationalismus und damıt eingegrenzt werden darf, ZU anderen, da{fß nach dem, W as

eın Herd des Unfriedens befürchten. durch Hitlers Angrift, 1n seiner Folge und durch die VO:  3 ihm
Auch 1n dieser Auffassung 1St der Wille ZU Frieden lebendig, geschaffenen politischen Konstellationen MIt und gegenüber
un ihr Ausgangspunkt, dafß ein dauerhafter Friede Miß- Polen geschehen Ist, ine Friedensregelung MIt Polen nicht hne

Gebietsverluste enkbar erscheint.achtung der Gerechtigkeit nıcht entstehen könne, verdient
allgemeine Zustimmung. Dıie Frage 1St allerdings, ob Gerech- Machen WIr uns diese Einsicht eıgen, ISt 65 auch NOT-

tigkeit und Recht, die ZU Frieden führen, gesehen werden wendig, dies den Polen unzweideutig . Nur können
können, W 1e 1n dieser Auffassung geschieht, oder ob hier WIr ihrem verbreiteten und AUusSs der Vergangenheit berech-
nıcht vielleicht eın Rückzug auf einseıtige und übersteigerte tigten Mißtrauen begegnen, da{(ß NSCerec Rechtsvorbehalte
Rechtspositionen vorliegt, der die reale Bezogenheit VO  e} echt und Hınvweis auf die Vorläufigkeit der VO!]  - den Alliierten
und Frieden außer acht äßt. in alta und Potsdam verfügten Lostrennung der Oder-Neiße-
1emand VO!]  } 15 kann die Augen davor verschließen, daß eın Gebiete 1Ur taktisch gemeınt sej1en, nämlich möglichst schnell

und wirksam den alten deutschen Nationalstaat 1n den Gren-Volk, dessen politische Führung einen Krıeg VO: Zaun SC-
brochen und verloren hat, nıcht NUur tatsächlich, sondern auch Z VO 1937 wiederherzustellen, O Einschlufß der

dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit dafür hatten Aussiedlung der Jjetzt 1n jenen Gebieten ebenden polnischen
hat Dıiıeser Haftungspflicht, die die deutsche Natıon als N Bevölkerung.
trifit, können WI1r unls nıcht entziehen, wenn WIr den Frieden Wenn uns ınen autf Gerechtigkeit gegründeten Frieden
ernsthaft wollen. In ihr liegt beschlossen, da{ß WIr über Scha- geht, mussen WIr unzweideutig erklären, dai{iß die Deutschen
denersatz und individuelle Wiedergutmachung hinaus auch keine Lösung anstreben, diıe Unrecht, se1i tür die pol-
politische Nachteile hinzunehmen en Dabei können auch nische Natıon, se1 fur viele polnische Bürger, Zur Folge
Gebietsverluste nıcht prinzipiell ausgeschlossen werden. Der haben würde. Damıt stellt sich das Problem des Heimatrechts,

des Heimatrechts der vertriebenen Deutschen und des Heılımat-Umftang solcher Nachteile dart treilıch nıcht einselt1g diktiert
werden als ob der Besiegte völlig rechtlos ware be- rechts der heute 1n den Oder-Neiße-Gebieten ebenden Polen.
darf der Festlegung ın politischen Verhandlungen und Ab- Dıie Frage nach dem Heimatrecht entstand VOL em nach 1945;
machungen, die den Frieden wıeder als rechtlichen Frieden sı1e War und 1st eın Reflex der millionenfachen gewaltsamen
begründen. Vertreibung Deutscher w 1€e Ni&tdegtsdmer Aus ihrer Heıimat,
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die 1ın und nach dem weıten Weltkrieg statttand. In der For- vertrieben und siınd vertrieben worden. Sie wıssen Bescheid
mulierung dieses Rechts auf Heımat schlägt siıch die leidvolle der könnten Bescheid WwI1ssen. Aber die Kodifizierung einesErfahrung erlittenen Unrechts nıeder: nıemand oll Rechts auf Heimat mu{l nach diesen Erftfahrungen der Ver-
seiınen Wıllen AZUuUS dem Land, das bewohnt, AaUus dem persön- gangenheit eıiner Zukunft Orjentiert se1n, in der keineliıchen, kulturellen und wirtschaftlichen Lebenszusammenhang, Vertreibung mehr geben dart Auch nıcht ine allerletzte Ver-
1n dem aufgewachsen 1St und se1ın Leben enttaltet hat, her- treibung: die der wachsenden Millionenzahl VÖO:' Polen, die
ausgerissen werden. jetzt 1n den Oder-Neiße-Gebieten leben Mıt dem mehrfach
Dıie Anerkennung eines verstandenen Heıimatrechts würde erklärten Verzicht aut Gewalt ZUrFr Verwirklichung politischereinen Fortschritt in der Ordnung des Zusammenlebens der Ziele haben auch die Bundesregierung und die Vertriebenen-
Völker bedeuten. S1ie 1St noch nıcht rfolgt; schon jetzt ber 1St verbände ıne Zwangsaussiedlung der Polen ausgeschlossen.nach seiner Bedeutung tür das Oder-Neiße-Problem Iragen. Diese Überlegungen zeıgen, W1e das Prinzıp des individuellen
Das VO: der polnischen Regierung verwaltete Gebiet haben Heımatrechts, auf die Oder-Neiße-Gebiete angewandt, 1n be-
polnische Menschen besiedelt, nıcht flüchtig, sondern 1n eiınem stımmter Rıchtung auf das nationale Verfügungsrecht des deut-
Proze(ißSß, der 1970 eın Vierteljahrhundert gedauert haben WIFr: schen Volkes ber se1ın staatliches Territorium zurückwirkt.
Eın Drittel der Jetzıigen Bewohner wurde 1er gyeboren. Dıe Geht INa davon AaUuUs, daß dieses territoriale Verfügungsrecht
ersten hier Zur Welt ygekommenen Kinder sınd heute Zrofßs- die Achtung des Heımatrechts gebunden ISt, mussen WIr
Jährig; in iıhren Kindern wächst 1n diesen Jahren bereıts die bereıit se1n, auch dıe Konsequenzen daraus zıehen, dafß die
dritte Generatıon heran. Sodann SIn diese Menschen, ıhre 1945 SUHNter polnische Verwaltung“ gestellten Gebiete 1N-
Arbeiıit, ihre Organısatıon, ihr Bewußfßtsein 1n den Lebens- zwischen VO!  > Polen bewohnte und ın das Land und die Staats-
zusammenhang der polnıschen Natıon integriert. S1e haben ordnung Polens integrierte Gebiete geworden sind. Daher wird
diesem Gebiet iıhre ZÄdeiımat 1M weıtesten Sınn gefunden oder tür Uu1ls Deutsche unausweıchlich, uns mMi1t dem Gedanken
werden diese Heımat hineingeboren. Daraus erg1ıbt sıch der machen, da{ß WIr dıie Rückkehr dieser Gebiete 1n
Schlufß, dafß eın Heimatrecht der 1ın den strıttigen Gebieten den deutschen Staatsverband nıcht mehr ordern können. Jeebenden Polen, insbesondere der dort Geborenen, entstanden eindeutiger und Je glaubwürdiger das ausgesprochen wiırd,ist: denn dieses Recht knüpft eben die Gegebenheiten des eher wiırd Polen beginnen verstehen, da{fß für den Fall
persönlıchen, kulturellen und wirtschaftlichen Lebenszusam- eines Friedensvertrages eın Feld für Verhandlungen leibt, das
menhangs und der daraus entstandenen vielfältigen Ver- treiliıch durch eine solche Erklärung sachlich erheblich begrenztbundenheit miıt einem bestimmten Gebiet ISt. Selbst die Bundesregierung, wenngleıch S1e V O]  e} mts WESCHDieser Entwicklung drüben entspricht bei u1ls die weitgehende Rechtsvorbehalte wahren hat, könnte sich jederzeıt 1n eiınem
Integration der Heimatvertriebenen 1n die Bundesrepublik solchen Sınne iußern. Es sollte die Kunst der Formulierungeutschland und in die DD  Z In der Bundesrepublik sind S1e, eınes politischen Wıillens nıcht überfordern, einen nıcht gyanznach großen Anfangsschwierigkeiten und mancherlei1 eintachen Sachverhalt unmiı{f$verständlich auszudrücken. Erst
Wıderständen, durch wirtschaftliche, soziale und kulturelle recht ber mußß, solange die Regierung sıch zurückhält, die
Hılftsmaßnahmen 1n die staatbildende und staattragende Ge- Anerkennung dieses Sachverhalts und die Bejahung der daraus
ellschaft eingegliedert worden. S1e sınd lange nıcht mehr die z1iehenden Konsequenzen AT „Offentlichen Meınung“Heıimatlosen, dıe Ss1e in der barbarischen Übergangszeit der werden. Festzustellen, daß S1e das tatsächliıch ISt, dürfte für die
Lager, der Arbeıitslosigkeit, der Familientrennungen $ Polen relevanter seın als otfizielle Erklärungen der Regierung.sondern haben ZUm großen Teil einen geistig-kulturellen und Diese ber könnte auf Grund solcher öftentlicher Meınungwirtschaftlichen Lebensraum, NEUEC menschliche Bindungen un durch eindeutige Formulierungen sodann das Ihre LU:  S
damıt 1nNe NEUE Heımat gefunden. In dem Maße, in dem sıch Dıe Einsıicht in diese Zusammenhänge 1St tür viele Deutsche
diese Entwicklung fortsetzt, trıtt die Bedeutung des Heımat- 1ne Zumutung, VOrTr em fu n die Heimatvertriebenen. S1ie
rechts urück: verblaßt. Das gilt besonders tfür die jJunge en ıne leidvolle Erschütterung ihrer materiellen, seelischen
Generatıion; S1e hat iıhre NECUEC Heımat 1n der Bundesrepubliık und politischen Existenz erfifanren. Andererseıits sind gerade S1e
der der DDR, die alte Heımat hat Ss1e jJung verlassen, dafß AauUsSs der Solidarıtät jener Erfahrung imstande, sıch ernsthafter
teste innere Bindungen iıhr noch nıcht entstehen konnten. und realer 1n die Lage der Polen hineinzuversetzen. Es Z1Dt
Die aufigen hen 7zwischen Einheimischen und Vertriebenen zahlreiche Vertriebene, die se1it langem die Verstrickung ihres
lassen das ufs deutlichste erkennen. Es ISt daher SAr nıcht Schicksals MIt dem der Polen csehen. Viele wiıirken auch 1n
verwunderlich und spricht insbesondere nıcht die Haltung den Landsmannschaften 1mM Geiste der Versöhnung. Dennoch
der Vertriebenen, WEC111 die Zahl derer, die einen Anspruch bedeutet die Realisierung dieser Erkenntnis für s1e, da{ß S1E
auf dıe alte Heımat ernstli realısıeren bereıt waren, VO wesentliche islang verfolgte Ziele aufgeben und sıch weıithin
Jahr Jahr geringer wırd Sıe haben eben hier ıne NEeEUEC innerlich VO  3 dem lösen, W dsS iıhnen e1nst gehörte: VO:  5 einer
Heımat gefunden, und der deutschen Natıon gehören sS1e hier Welt, die ihre Vortahren und S1E selbst geschaffen haben: VÖOÖ:  3
W 1e dort Von einer Erblichkeit des Heimatrechts, die einer Welt, die ihre Kinder und Kındeskinder erhalten und
manche Politiker vertreten aben, kann sinnvoll nıcht BEeESPTO- weıtergestalten ollten Es würde für die Vertriebenen eichter
chen werden, will in  — nıcht unzählige Revisionsansprüche Aaus se1n, wenn s1e diese Einsicht nıcht sehr als Verzicht, der
der Geschichte ableiten und den posıtıven Sıinngehalt des ıhnen ZUgemuteL wird, denn als Beıitrag einer übernatio-
Heıijmatrechts durch ideologische Manıiıpulationen zerstoren. nalen Friedensordnung verstehen könnten. Dann könnte daraus
Demgegenüber ISt. das 11CU entstandene und weıter entstehende eine wirklich zukunftsgerichtete befreiende Tat werden, die
Heimatrecht VO  — Miıllionen Polen 1n Schlesien, Pommern und nıcht 11UT polıtische Energıien freisetzt, sondern ugleich auch
Ostpreußen brennend aktuell. Für s1e yeht die Sıcher- Entspannung und Versöhnung zwıschen den Völkern bewirkt.
heıt, persönlich und als Gruppe 1ın dem and en können, Wır bıtten uUunNseTE polnischen Nachbarn, uns Deutschen dieses

Verständnis erleichtern.ın dem s$1e geboren siınd oder ber Jahre gyelebt haben Wer
die Vertreibung der Deutschen nach 1945 Aaus ihrer Heımat für Nach allem, W 4AsSs zwıschen Deutschen und Polen 1n den etzten
eın Unrecht rklärt und das Heimatrecht siıchern will, dart Jahren geschehen Ist, aßt siıch ıne zukunftorientierte
nıcht wollen, da{ß 1U diese Polen AusSs iıhrer Heımat vertrieben Friedensordnung zwıschen beiden Völkern kaum anders
werden. denken, als da{ß renzen überhaupt ihre bisherige national-
Polen und Deutsche sınd AaUuUSs iıhren yeschichtlichen Erfahrungen staatlich trennende Bedeutung verlieren.
besonders eruten und Jegitimiert, der schwierigen Formu- Dıie Polen würden die gewınnende und 1MmM Handeln
lierung und völkerrechtlichen Durchsetzung des gegenwärtig realisierende Einsıicht erleichtern, WeNn S1e aufgäben, iıhre
noch ungesicherten echts auf Heımat arbeiten. Beide haben Gebietsansprüche MIt weıt zurückliegenden Ereignissen histo-in dieser Sache aktıve und passıve Erfahrungen vemacht: Polen risch begründen. S1ie werden MIt einer Ideologisierung dersınd vertrieben worden und haben vertrieben, Deutsche en Geschichte nıemanden überzeugen. ber selbst tundierte Argu-
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historischer Art tallen nıcht 1NSs Gewicht Die Berufung bald möglıch se1n SOW1e ine organısıerte Zusammenarbeit VO  -

auf die jüngsten und gegenwärtiıgen Tatsachen 1St für die Wissenschaftlern, Fakultäten, Hochschulen.
Heimatvertriebenen ungleich annehmbarer, und S1e euchtet Wenn WIr uUu115 1in diesem Memorandum nıcht auf die detaillierte
jedem Deutschen eher Jnl Wır danken den polnischen Bischö- Erörterung ” der Gegensätze der polnischen und deutschen
fen, da{fß s1e, wenngleich s1e urchaus Aaus ıhrer Siıcht einen Geschichtsdarstellungen eingelassen haben, zunächst deshalb,
Abriß der Geschichte vorlegten, den Schwerpunkt ıhrer Argu- weıl die tietsten Gegensätze Aus der Hitlerära STAMMCN ; ine
mentatıon tfür die polnischen Gebietsansprüche doch auf die objektivere Sıcht der trüheren Geschichte ber bereits
neuUeEeTrTCIHN Tatsachen legen: den Gebietsverlust 1mM Osten Polens, einen entwickelten Qu Willen OITaus Im übrıgen mufß jede
dıe Nort 1n dem mıiıttleren Drittel, ber das zweımal der Krıeg Aussage über die umstriıttene gemeinsame Geschichte Polens
hinwegging, das Leben und die Arbeit der Neusiedler. und Deutschlands durch SCHNAUC Spezialstudien begründet
Eıne Überprüfung und oftene Erörterung möglicher werden, die nıcht 1LUI die gyreifbaren Fakten, sondern auch die
Gesichtspunkte VOTLr offiziellen Verhandlungen schwächt keıines- Hıntergründe, die Motivatıonen, die Geltung der Kategorien
WCS>S die Posıtion der Regierung. Im Gegenteıil: der inner- des Handelns prütfen aben, dazu hbedart- eıner jahre-
staatlıche Spielraum der öftentlichen Meinung 1St für s$1e V O  e} der jahrzehntelangen Bemühung der Historiker aut beiden
er politischer Bedeutung. Ihre Handlungsfreiheit wird Seıiten.
yrößer, WwWenn dieser Spielraum breiter wird. Dıie konkreten Eın Problem, das die Katholiken esonders angeht, 1St der

kirchenrechtliche Zustand der Oder-Neiße-Gebiete. In derWege können 1Ur in einer freimütigen und verantwortlichen
Diskussion der Umstände und Möglıchkeiten gefunden werden. Solidarıität MIt den polnischen Katholiken sınd WIr einer
Endlich muß uns die politische Nuüuchternheit N, da{fß FEın- vollen Normalisierung der rechtlichen und pastoralen DIiözesan-
sichten, die spat realisiert werden, den politischen Eftekt ordnungen interessiert.
ebracht werden. Die TOSs10N unNnserer Ansprüche schreitet Eın Schritt ZUT: Versöhnung, der keinen Aufschub duldet, 1St.
ohnehin tort. Präsident de Gaulle scheut sich se1lt langem nıcht die Wiedergutmachung den polnischen Opfern des national-
mehr, S1Ee abzulehnen. Morgen könnten die USA und dıe soz1alistischen errors. Die Regierung der Bundesrepublik
deren Verbündeten, Wwe AUS ahnlich geartetch Gründen Deutschland hat nämlich davon die Bürger jener Staaten Aau$S-

SENAUSO denken, Aaus gegebenem Anlaß dasselbe un Voll- 9 MmMIt denen sS1e keine diplomatischen Beziehungen
zıehen WIr notwendige Einsichten TSLT dann, WCI1N1 die Ge- unterhält. Nun sind ber den Opfern, die noch keine
schichte über S1e schon ZUT Tagesordnung übergegangen ist, Entschädigungen erhalten aben, die Mehrzahl Polen. Es han-
bedeutet das nıcht einmal mehr eine Geste. Es liegt Iso Uuns, delt sıch keineswegs Entschädigungsansprüche eines Staates
diese Einsichten bald realisieren und die politischen Konse- eınen anderen, sondern Ansprüche VO!]  } Einzelpersonen
YJUECNZCN daraus ziehen. Wır bekunden damıt nıcht UNSECETE einen Staat. Die Unterzeichner des vorliegenden Memoran-
Ohnmacht, sondern 1SCTEC Souveränıtät. dums siınd der Meınung, dafß N unerträglich st, WE 23 Jahre

nach Kriegsende die polnischen ehemaligen KZ-Häftlinge nıcht
ebenso entschädigt worden sind Wı1ıe ihre Leidensgefährten AausSchritte ZUr Versöhnung den westlichen Ländern. Viele VO  - ihnen sind rank, invalıde,

Regierungen „versöhnen“ sıch nı  cht, s1e schließen Verträge, die arbeitsunfähig und en darum beklagenswerten Verhält-
azZu bestimmt sınd, eınen gerechten und yeordneten Frieden nıssen. Was ımmer das positıve internationale echt oder die

siıchern. Alle Bemühungen ıne rechrtliche Friedens- bestehenden deutschen gesetzlichen Regelungen arüber AUS-

sicherung können ber 1LUTr annn Erfolg haben, WeNnn die Völker mögen, diese Opfer des nationalsozialistischen errors
ernsthaf} eıne Versöhnung anstreben und damıt ine solide haben einen Anspruch auft Entschädigung, der 1mM Rahmen des
Basıs für friedliche Beziehungen schaften. Menschenmöglıchen befriedigt werden mufß Wır bıtten die
In allen Bereichen, die normale Beziehungen zwıschen Nachbar- Bundesregierung eindringlıch, unverzüglıch die nötıgen Schritte

eınem Abkommen unternehmen, das diese Frage regeltStaaten ausmachen, mussen IWSCIC Beziehungen enttaltet
werden. Wır unterschätzen den wirtschaftlichen Austausch und auf schnellstem Wege die Geschädigten,  vor allem die
nıcht, der sıch se1it längerer eıt entwickelt. Gerade die Ver- Alten, Kranken und Invalıden 1n den vollen Besıtz der Ent-

chafft rieden-stärkung wirtschaftlicher Interdependenz schädigung gelangen aßt Dıie kürzlich MIt Polen abgeschlos-
sichernde Strukturen, Well S1e die Interessen verzahnt und SCI1C offizielle Vereinbarung ber die Renten der 1m polnischen
gleichzeitig menschlichen Kontakten führt. Das genugt ber Währungsgebiet ebenden deutschen Kriegsopfter ze1igt, dafß
nıcht. Notwendig 1St die Begegnung der Menschen aller Schich- Abkommen hne diplomatische Beziehungen durchaus möglıch
ten. Von der polnischen Kultur wıissen die Deutschen viel —- siınd Wır erinnern terner daran, da{ß der Bundespräsident
wenı1g. Zwar oibt 6S nsätze eines Austausches: doch werden Jahrestag der Befreiung des Lagers Bergen-Belsen eben-
S1e dem Ziel der Versöhnung noch N:  cht gerecht. Hıer haben dort erkliärt hat 99  Is Ersties gılt CS den Schaden wiedergutzu-
die Heımatvertriebenen iıne besondere Aufgabe: S1e und ihre machen en jenen gegenüber, die Unrecht erdulden mußfßten.
Verbände, die miıt echt das ostdeutsche Kulturerbe bewahren, Diese Bereitschaft erstreckt siıch auftf alle Betroftenen, gle1
könnten darüber hinaus 1n die posıtıve historische Funktion welcher Natıon S1e angehören.“
hineinwachsen, der Vermittlung der polnıschen Kultur Die Versöhnung 7zwischen Polen und Deutschen 1St nıcht 11UI

dienen. Solche Aktıvität würde überzeugend nachweisen, dafß eıne Sache, dıe die Menschen und die Völker hüuben und drüben
die Deutschen der proviınziellen Enge des Nationaliısmus betrifft; S1e mu{fß vielmehr in den weltpolitischen Zusammen-
und Wohlstands-Materialismus heraustreten, da{fß S1e auch nach hängen gesehen werden.

Die politischen Verhältnisse ach dem weıten Weltkrieg habenUOsten hin endlich die geschichtliche Möglichkeit wahrnehmen,
die sıch Aaus ihrer geographischen Lage erg1bt: Brücke se1n. 1ne Aussöhnung erschwert. Die beıden Teıle Deutschlands
Gewiß erschweren die nterschiede der politischen und gesell- wurden 1n den Machtbereich Zzwelıer weltanschaulich, politisch

und militäris verschiedener Blöcke einbezogen, die sıch teind-schaftlichen Systeme die kulturelle Kooperation. Wır
aber, daß vıel mehr möglıch 1st, als sıch heute abzeichnet, WEEeNN lıch gegenüberstanden. Inzwischen spricht vieles dafür, da{fß
eiınmal die ersten und härtesten Hındernisse AaUusS dem Weg sıch die Erstarrung des Kalten Krıeges 1n einıgen Bereichen
geraumt sind. velöst hat, VOr allem seIit sıch die beiden Grofßmächte nach der
Es sollte schon 1n einem frühen Stadium der Annäherung mOg- Kuba-Krise stillschweigend auftf eine Art „Nichtangrifispakt“
lich se1n, die argsten Entstellungen und Vereinfachungen 1n den für große Konflikte geein1gt haben Der politische Handlungs-
Geschichtsbüchern beseitigen und die notwendigen Ergäanzun- spielraum, der sıch daraus entwickelt hat, mu{l W  3 UuNsSs Deut-
SCn vorzunehmen. Nıchts steht 1m Wege, daß jede Seıte f\11' schen nıcht L1LUFLFr politisch ZUT: Entspannung, sondern auch ZUr

sıch selbst damıt beginnt, solange eiıne otfizielle Zusammen- Versöhnung ZENUTZT werden. In der Tat kann siıch die Bundes-
arbeit WI1e die der deutsch-französischen Schulbuch-Kommis- republık Deutschland dem Prozefß der Entspannung nıcht eNL-
S10N noch nıcht enkbar 1St. Auch Historiker-Treften sollten zıehen, hne sıch selbst, ihre Nachbarn und die europäische
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Ordnung gefährden. Die ungelöste deutsche Frage erschwert Mittel, Sicherheit gewährleisten, autfrecht. Eine erfolgreiche
die gegenseit1ige Annäherung, macht sS1ie selbst ber Entspannungspolitik jedem Spannungspunkt könnte auf
dringlicher. In dem Maße, 1n welchem die Bundesrepublik lange Sicht auch den Umbau des Sıcherheitssystems ermög-

liıchen Wenn sich die wechselseıitige Abhängigkeit und Ver-mögliche Chancen der Entspannung versaumt, verstärkt siıch
ihre Isolierung. Zwischen antıdeutschen Reaktionen autf ıne zahnung der Interessen 1n konkrten Fällen objektiv haben test-
solche Haltung und einem darauthin neuauflebenden deutschen tellen lassen, wird INa  a in-_zunehmendem Maße darauf VeOTLI-

Nationalismus könnte ıne bedenkliche Wechselwirkung eNnti- frauen können, da{ß der gesicherte Friede durch Kooperatıon
stehen. Wenn die Bundesrepublik ihre Probleme gegenüber der auf vielen Gebieten allmählich 1n politische Wirklichkeit Ver-

DDR, Polen und der TIschechoslowake:i, die auch ihr Verhältnis wandelt werden kann.
ZUr belasten, nıcht lösen versucht, wird sich jede Die deutsch-polnische Spannung blockiert eine solche Um-
aktıve Koexistenzpolitik anderer Staaten ıhr vorbe1i- orıentierung der Sicherheitspolitik einer entscheidenden
eNtwi  eln. Gerade weıl S1Ee spezifische Streitfragen mit AB Stelle. Damıt beiden Seiten ıne yroße Verantwortung Z
dern des Ostblocks hat, besitzt s1e die Chance, durch deren und ZW ar nıcht 11UT für ihren eigenen Bereich und die Uuro-

Lösung den Prozeß der Entspannung Öördern. Ihre SCO- päische Umwelt. Die Europäer mussen sıch von ihren inneren
oraphische Lage, ihre Bevölkerungszahl und iıhr wirtschaftliches Streitigkeiten auch eshalb befreien, sich auf die elt-
Potential legen ihr die Pflicht auf, der Ordnung des Frie- aufgabe Onzentrieren können: den Völkern der süudlichen
dens Europa aktıv mitzubauen. Hemisphäre in ihren Anstrengungen beizustehen, ıhre Länder
Eıne Versöhnung der beiden Völker ware auch notwendig, entwi  eln.

Die Verfasser dieses Memorandums en siıch ZUr Veröfftfent-wWenn 1n absehbarer eıt weder eıne übergreiftende Ordnung
der europäischen Staatenwelt noch ıne wirksame Weltorganıi- lıchung ihrer politischen Erwagungen und Empfehlungen eNt-

satıon gelingen sollte. Doch würde ine europäische Lösung schlossen, weıl ıhnen die Lethargıe der deutschen Oftentlich-
keit, gerade auch die der Katholiken, als das größte Hindernisdie Aufgabe der Versöhnung erle1  tern. Die Gebietsprobleme
einer Arbeıt Frieden erscheint. Dıie Menschen undVOor allem werden ihre Schirte verlieren, wWenn die renzen

überhaupt ;hre bisherige nationalstaatlich Orlentierte und iıhnen die Christen sind nıcht dazu aufgerufen, historische
trennende Bedeutung verlieren. Prozesse erdulden, sondern ın s1e einzugreifen. Eıne solche

'Tat War die Versöhnungsbotschaft der polnischen Bischöfe. UmMıt der Hochrüstung beider Seiten und der bisherigen Methode
der yegenseltigen Drohung totaler Vernichtung des Gegners Frieden schaften, bedart der schöpferischen Phantasıe und
halten die politischen Mächte das gefährlichste und des beherzten Mutes vieler: der Christen erster Stelle

Studie ber die Friedensaufgaben der Dcutschen
Menschen Cun, die uhter bestimmten gesellschaftlichen undWeniıge Tage nach der Publikation des Memorandums des

Bensberger Kreiıses zuurde V“O der Kiırchenkanzle:i der politischen Verhältnissen leben Zum kirchlichen Diıenst gehört
daher auch ine Bemühung die sittlichen und menschlichenEK  S ın Hannover die Studie der Kammer der Evange- Bedingungen des Zusammenlebens der Menschen 1n Staat undiıschen Kırche ın Deutschland für öffentliche Verantwor-

LUNg über die Friedensaufgaben der Deutschen veröffent- Gesellschaft und einer auf den Frieden gerichteten Völker-
ordnung.licht uch diese Studie löste 7LE seinerzeıt dıe Vertriebe- Der EK  S 1St dieser Dienst heute 1m politisch gespaltenennendenkschrifl un das Memorandum des Bensberger Deutschland aufgegeben. Sie mu{(ß sıch dabei 1in der Auseın-

Kreiıses 2ne lebhafte Diskussı:on auS5, auch Wenn dıe andersetzung 7zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
Debatte darüber ruhiger verlief. uch diese %O  S der Deutschen Demokratischen Republik als eıne unabhängıge
Persönlichkeiten aA45 beiden Teilen Deutschlands erarbei- Institution verstehen, dıe sich nach beiden Seiten hın für ıne

kritische Solidarıtät offenhält. Dabei muß S1ie hinreichendLtefie Studıze stellt eın amtlıches Dokument der Kırchen-
leitung dar. konkrete Beıiträge leisten, die Vernunft und Gewissen der WT1 -

antwortlichen Politiker treffen vermögen, hne die renzen
1ın die Tagespolitik hinein MIt Einzelratschlägen über-Kir&li$;r Auftrag schreıiten.

Der eutsche Protestantismus 1St. durch eine lange Geschichte Im Zentrum der deutschen Aufgaben steht die Suche nach
einem Frieden den Deuts  en. Das bedeutet, dafß die1mM Guten W1€e 1m Bösen mMi1t dem politischen Weg Deutschlands
Deutschen auch 1mM Verhältnis allen anderen Völkern, VOrverbunden. Diese Verbundenheıt wurde durch die Katastrophe

des weıten Weltkrieges noch vertieft, zumal die Evangelısche em iıhren Nachbarn und ehemaligen Kriegsgegnern, FErieden
gewähren und erhalten. Die deutsche Frage aßt siıch jedochKirche ıhren Anteil Schuld und Verstrickung des deutschen
nıcht isoliert lösen, s1e 1St mIt den Friedensaufgaben 1n EuropaVolkes nıcht leugnen kann. Im Bewußtsein ıhrer Mıtverant-

wOortiung 1St die Evangelische Kirche 1n Deutschland seit dem und der elt CNS verknüpft. An der Verantwortung für diese
nde des weıten Weltkrieges nıcht müde geworden, auf ınen Aufgaben haben die Deutschen Anteil Wenn sıe ihre erant-

wOrtung datür wahrnehmen, Öördern S1e auch ıhre eigeneFrieden tür das eutsche Volk und tür die Deutschen er- Sacheeinander hinzuwirken.
Dieser Diıenst der Kırche mu{(ß und kann tiefer begründet In diesem Rahmen mu(ß sıch auch eın kirchlicher Beitrag be-
werden als mIiıt dem Hınweıis aut die Schwierigkeiten der 1nne- N. Dabei 1St sich die Kirche bewußt, da{fß s keinen ın ihrer

Macht stehenden Sonderweg Zu Frieden und ZUr Lösungren und 1ußeren Siıtuation des deutschen Volkes Er folgt vV1e  1
mehr AUS dem Auftrag des Evangeliums, der den Dienst politischer Streitfragen gibt. Auch das kirchliche Wort poli-
Nächsten einschlie{ßt. Es würde dem Zeugnis der Heiligen tischen Aufgaben mu{fß die Instrumente und Bedingungen poli-

tischen Handelns berücksichtigen. Doch kommt daraufSchrift, der geschichtlichen Erfahrung der Christenheit und den
heutigen Erkenntnissen der ökumenis  en Gemeinschaft der als diıe Motive öffentlicher Mıtverantwortung der Kirche den
Kirchen aller Kontessionen widersprechen, wollte sich die Dienst Menschen 1n Liebe und Versöhnung erkennbar
Evangelische Kirche 1n Deutschland der Verkündigung des machen. Aus Liebe und Versöhnungsbereitschaft allein lassen

sich. politische Aufgaben nıcht lösen;: ber s1ie mussen als mit-reinen Evangelıums willen auf dıe Botschaft VO!] persönlichen
Heil der Menschen beschränken, WI1e iıhr manchmal angeraten gestaltende Faktoren geltend gemacht werden, daß auch dıe
wird. Dıie Verkündigung des Wortes Gottes hat immer mMit politische Vernunft s1ie als unentbehrlich erkennt.
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